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1. Aufstellungsbeschluss und Planungsanlass 

Die Stadt Fr iedland hat in ihrer Sitzung am 28. September 2016 den Auf­
stel lungsbeschluss für den Bebauungsplans Nr. 33 „Photovoltaikanlage Ge­
treidewirtschaft  am Pleetzer Weg" gefasst.  

Der Planungsraum bef indet sich südwest l ich der Stadt Fr iedland am Rande 
eines Gewerbegebietes auf den Flächen eines ehemaligen Getreidelagers. 
Das Vorhandensein von unter irdischen Fundamenten kann auf diesen Flä­
chen aufgrund der vorangegangenen Nutzung nicht vol lständig ausge­
schlossen werden. 

Geplant sind hier die Err ichtung und der Betr ieb einer Frei f lächen-
Photovoltaikanlage zur Erzeugung von umwelt freundl ichem Solarstrom. 
Nach den derzeit igen Planungen sol l  die instal l ierte elektr ische Leistung 
bei etwa 1,5 MW l iegen. 

Photovoltaik-Frei f lächenanlagen gelten nicht als pr iv i legiertes Vorhaben im 
Sinne von § 35 BauGB. Entsprechend fordern die gesetzl ichen Regelungen 
die Aufstel lung eines Bebauungsplans, wei l  regelmäßig anzunehmen ist ,  
dass Photovoltaik-Frei f lächenanlagen auch als sonst iges Vorhaben im Au­
ßenbereich unzulässig wären und die Beeinträcht igung öffent l icher Belange 
nicht gänzl ich auszuschl ießen ist .  

Entsprechend den gesetzl ichen Anforderungen des al lgemeinen Kl ima­
schutzes dient der Bebauungsplan mit  der Schaffung der planungsrecht l i ­
chen Grundlagen für die Erzeugung erneuerbarer Energien darüber hinaus 
auch der Minderung des C02-Ausstoßes und trägt so zur Mit igat ion (Minde­
rung) des globalen Kl imawandels bei.  
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i .  d.  F. der Bekanntmachung vom 23. Sep­
tember 2004 (BGBl. I .  S 2414), zuletzt  geändert durch Art ikel  1 des Ge­
setzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I  S. 1057) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i .  d.  F. der Bekanntmachung vom 
23. Januar 1990 (BGBl. I  S.132), zuletzt  geändert durch Art ikel  2 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I  S. 1057) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i .  d.  F. der Bekanntmachung vom 
18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I  S. 58),  zuletzt  geändert durch Art ikel  
3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I  S. 1057) 

o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV 
M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Jul i  2011 (GVOBI. M-
V 2011, S. 777) 

o Landesplanungsgesetz (LPIG) i .  d.  F. der Bekanntmachung vom 5. Mai 
1998 (GVOBI. M-V S. 503),  zuletzt  geändert durch Art ikel  1 des Geset­
zes vom 18. Mai 2016 (GVOBI. M-V S. 258) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG) i .  d.  F. 
der Bekanntmachung vom 29. Jul i  2009, BGBl. I  S. 2542, zuletzt  geän­
dert  durch Art ikel  19 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I  S. 
2258) 

o Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 
Bundesnaturschutzgesetzes (NatSchAG M-V) i .  d.  F. der Bekanntma­
chung vom 23. Februar 2010 (GVOBI. M-V S. 66),  zuletzt  geändert 
durch Art ikel  15 des Gesetzes vom 27. Mai 2016 (GVOBI. M-V S. 431, 
436) 

o Waldgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern (LWaldG) i .  d.  
F. der Bekanntmachung vom 27. Jul i  2011, zuletzt  geändert durch Art i ­
kel  14 des Gesetzes vom 27. Mai 2016 (GVOBI. M-V S. 431, 436) 

o Hauptsatzung der Stadt Friedland in der aktuel len Fassung 

2.2 Planungsgrundlagen 

o Auszug aus dem Liegenschaftskataster des Landkreis Mecklenburgi­
sche Seenplatte (Kataster- und Vermessungsamt) von November 
2016 
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist  im Plan im Maßstab 
1:1.000 dargestel l t  und beläuft  sich auf eine Fläche von 2,6 ha. Er er­
streckt sich auf das Flurstück 20/5 sowie eine Tei l f läche des Flurstücks 
20/9 der Flur 56, Gemarkung Friedland. 

4. Vorgaben aus übergeordneten Planungen 

Baulei tpläne unter l iegen den Zielen und Grundsätzen der Raumord­
nung. Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete 
und zusammenfassende Pläne oder Programme aufzustel len. 

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindl iche 
Vorgaben in Form von räumlich und sachl ich best immten oder best immba­
ren, vom Träger der Raumordnung abschl ießend abgewogenen text l ichen 
oder zeichnerischen Fest legungen in Raumordnungsplänen zur Entwick­
lung, Ordnung und Sicherung des Raums. Für Bebauungspläne besteht ei­
ne Anpassungspf l icht.  

Bei den Grundsätzen der Raumordnung handelt  es sich hingegen gemäß § 
3 Abs. 1 Nr. 3 ROG um Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung 
des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessens­
entscheidungen. Für nachgeordnete Baulei tplanverfahren besteht eine Be­
rücksicht igungspf l icht.  

Für Planungen und Maßnahmen der Stadt Fr iedland ergeben sich die Ziele, 
Grundsätze und sonst igen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden 
Rechtsgrundlagen: 

• Raumordnungsgesetz (ROG) i .  d.  F. der Bekanntmachung vom 22. 
Dezember 2008 (BGBl. I  S. 2986), zuletzt  geändert durch Art ikel  124 
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I  S. 1474) 

• Landesverordnung über das Landesraumentwicklungspro-
gramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 
27.05.2016 

• Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungspro­
gramm Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS-LVO M-V) vom 
15. Juni 2011 

Im Verlauf des Aufstel lungsverfahrens ist  die Vereinbarkeit  mit  den Zielen 
und Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist  
§ 4 Abs. 1 ROG. 
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Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung 
und Ordnung eines Gebietes beeinf lussen, als raumbedeutsam zu beurtei­
len. In diesem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der Frei f lä-
chen-Photovoltaikanlage, die Besonderheit  des Standortes sowie die vor­
hersehbaren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunkt ionen die Raumbe­
deutsamkeit .  

Gemäß geltender Rechtsprechung tr i f f t  das regelmäßig dann zu, wenn in­
folge der Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über 
den unmittelbaren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raum­
beeinf lussung). 

Laut des RREP M-S 2011 sol len zur Erhöhung des Antei ls erneuerbarer 
Energien an geeigneten Standorten Voraussetzungen für den weiteren 
Ausbau für die Nutzung von solarer Strahlungsenergie geschaffen werden 
(G 6.5 [4]  RREP MS). 

Innerhalb der Fest legungskarte des Regionalen Raumentwicklungspro­
grammes Mecklenburgische Seenplatte wurden keine Fest legungen zum 
Gebiet getroffen. 

Photovoltaik-Frei f lächenanlagen sind vornehmlich auf berei ts versiegelten 
oder geeigneten wirtschaft l ichen oder mi l i tär ischen Konversionsf lächen zu 
err ichten (G 6.5 [6]  RREP MS). 

Von Photovoltaik-Frei f lächenanlagen freizuhalten sind Vorranggebiete für 
den Naturschutz und die Landschaftspf lege, Tourismusschwerpunktgebie­
te, Vorranggebiete und bedeutsame Gebiete für Gewerbe und Industr ie 
sowie Eignungsgebiete für Windenergieanlagen (Z 6.5 [6]  RREP MS). 

Zwar wird der Standort im Flächennutzungsplan als gewerbl iche Baufläche 
ausgewiesen, doch in den zurückl iegenden Jahren hat sich diese Entwick­
lung nicht vol lzogen. Auch in den kommenden Jahren ist  eine Ansiedlung 
von Gewerbebetr ieben auf diesen Flächen nicht vorhersehbar. 

Die Lage außerhalb von hochwert igen Landschaftsräumen vermindert das 
Entgegenstehen öffent l icher Belange und führt  gleichzeit ig zur Verminde­
rung von Wechselwirkungen mit  regionalplanerischen und anderen öffent­
l ichen Belangen. 

Bei der Prüfung der Raumverträgl ichkeit  von Photovoltaik-Frei f lächen-
anlagen außerhalb der aufgeführten freizuhaltenden Räume, Gebiete und 
Standorte sind insbesondere sonst ige Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspf lege, des Tourismus sowie der Landwirtschaft  und der Forst­
wir tschaft  zu berücksicht igen. 
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Im LEP-MV (6.4 [6])  wird der Ausbau einer umweltverträgl ichen Energie­
versorgung für al le Tei l räume als Entwicklungsvoraussetzung empfohlen. 
Es enthält  ein eindeut iges Bekenntnis für die Stärkung der erneuerbaren 
Energien: „Der weiteren Reduzierung von Treibhausgasemissionen ist ,  so­
weit  es wirtschaft l ich vertretbar ist ,  durch eine komplexe Berücksicht igung 
von Maßnahmen 

o zur Energieeinsparung, 
o der Erhöhung der Energieeff iz ienz, 
o der Erschl ießung vorhandener Wärmepotenziale 
o der Nutzung regenerat iver Energieträger und 
o der Verr ingerung verkehrsbedingter Emissionen 

Rechnung zu tragen." 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans l iegt innerhalb eines Vorbehalts­
gebiet Tourismus. In diesen Gebieten sol l  Tourismus und Erholung beson­
deres Gewicht beigemessen werden. Bei der Abwägung mit  anderen raum­
bedeutsamen Planungen ist  dies zu berücksicht igen (G 4.6 [4]  LEP MV). 
Da sich der Geltungsbereich in einem Gewerbegebiet mit  untergeordneter 
tourist ischer Bedeutung bef indet,  ist  der Bebauungsplan mit  diesem 
Grundsatz vereinbar.  

Des Weiteren l iegt der Geltungsbereich innerhalb des Vorbehaltsgebietes 
Landwirtschaft .  In den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft  sol l  dem Erhalt  
und der Entwicklung landwirtschaft l icher Produkt ionsfaktoren und -Stätten 
ein besonderes Gewicht beigemessen werden. Dies ist  bei der Abwägung 
mit  anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, Funk­
t ionen und Nutzungen zu berücksicht igen (G 4.5 [3]  LEP MV). Vorl iegend 
handelt  es sich um ein ehemaliges Getreidelager.  Die Fläche ist  als Kon­
versionsf läche anzusehen und bef indet sich innerhalb eines Gewerbegebie­
tes. Landwirtschaft l ich ist  die Fläche auf Grund der vorangegangen Nut­
zung von nebensächl icher Bedeutung. 

Der vorl iegende Bebauungsplan erscheint somit mit  den Zielen und 
Grundsätzen der Raumordnung vereinbar.  

Flächennutzungsplanung 

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördeninternes Handlungspro­
gramm einer Gemeinde oder Stadt.  Beispielsweise bi ldet der Flächennut­
zungsplan den recht l ichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot 
des § 8 Absatz 2 Nr. 1 BauGB best immt ist .  Die Stadt Fr iedland verfügt 
über einen genehmigten und wirksamen Flächennutzungsplan in der Fas­
sung der Neubekanntmachung vom 14.04.2010 unter Berücksicht igung der 
9. Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 30. September 2015. 
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Dieser weist den Geltungsbereich des Bebauungsplans als gewerbl iche 
Baufläche aus. Die Ausweisung als Sondergebiet „Energiegewinnung auf 
Basis solarer Strahlungsenergie" ist  daraus nicht zu entwickeln. Aus die­
sem Grund wurde im Paral lelverfahren (gemäß § 8 Abs. 3 BauGB) die 12. 
Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Fr iedland eingelei tet .  

5. Beschaffenheit des Plangebietes 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans bef indet sich südwest l ich der 
Stadt Fr iedland innerhalb eines Gewerbegebietes. Südl ich des Plangebiets 
ver läuft  die Straße Pleetzer Weg, die das Gewerbegebiet erschl ießt.  Öst l ich 
des Plangebietes si tzt  die Raif feisen HaGe. Auf diesem Gelände bef inden 
sich Lagerhal len sowie große versiegelte Lagerf lächen. Westl ich des Gel­
tungsbereichs l iegt ein Recycl inghof für Wertstoffe. 

Der Plangeltungsbereich wird insgesamt durch den Biotoptyp nicht oder 
tei lversiegelte Frei f läche, tei lweise mit  Spontanvegetat ion beherrscht.  Da­
bei dominieren die Staudenfluren die zur Überbauung vorgesehenen Bau­
felder.  

Es sind keine Gehölzf lächen innerhalb des Geltungsbereichs vorhanden. 
Bei der Fläche handelt  es sich um ein ehemaliges Getreidelager.  Die Flä­
che ist  nun als Konversionsf läche anzusehen. 

Das Vorkommen von Fundamenten der ehemaligen Bebauung kann nicht 
vol lständig ausgeschlossen werden. 

Tr inkwasserfassungen oder Wasserschutzgebiete sind nach derzeit igem 
Kenntnisstand nicht betroffen. Im Geltungsbereich bef inden sich keine ge­
setzl ich geschützten Biotope oder Gehölze. Der Bebauungsplans unter l iegt 
keinen Schutzgebietsausweisungen nach den §§ 23 (Naturschutzgebiet) ,  
24 (Nationalpark),  26 (Landschaftsschutzgebiet) ,  27 (Naturpark),  28 (Na­
turdenkmale) und 32 (Natura 2000) des Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG). 

6. Inhalt des Bebauungsplans 

6.1 Städtebauliches Konzept 

Aufgabe des Bebauungsplans ist  es, eine städtebaul iche Ordnung gemäß 
den in § 1 Abs. 3 und 5 BauGB aufgeführten Planungslei tsätzen zu ge­
währleisten. Im Sinne einer baul ichen Verdichtung, zur Gewährleistung 
einer städtebaul ichen Entwicklung und Ordnung sowie zur gestal ter ischen 
Einf lussnahme ist  es erforderl ich, diese Ansprüche über eine Bebauungs­
planung festzuschreiben. 
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Ziel  des Bebauungsplans sol l  es sein, durch Festsetzung eines sonst igen 
Sondergebietes „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsener­
gie" gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO die Real is ierung einer Photovoltaik-
Frei f lächenanlage zur Erzeugung von umwelt freundl ichem Solarstrom pla­
nungsrecht l ich zu ermögl ichen und zu sichern. 

Dabei hat der Gesetzgeber mit  der Kl imaschutznovel le des BauGB 2011 
den Erfordernissen des Kl imaschutzes und der Kl imaanpassung als öffent­
l icher Belang eine herausgehobene Stel lung eingeräumt. Der Mit igat ion 
des Kl imawandels sowie der Anpassung an den Kl imawandel ist  gemäß § 
la Abs. 5 S. 1 BauGB Rechnung zu tragen. 

Kl imaschutz und Anpassung gehen also in die Abwägung nach § 1 Abs. 7 
BauGB als gleichwert iger Belang ein. 

Im Hinbl ick auf die rasante Entwicklung im Bereich der Erzeugung erneu­
erbarer Energien sind zukünft ige technische Neuerungen der Solarnutzung 
zumindest langfr ist ig nicht abschätzbar.  

Die städtebaul ichen Vorgaben des o. g. Bebauungsplans beziehen sich 
deshalb nicht auf maximale Leistungskennwerte oder die geplante techni­
sche Ausgestal tung einzelner Module bzw. Anlagentei le,  denn gewisse 
Entwicklungsspielräume sol len erhalten bleiben. 

Vielmehr berührt  der Regelungsbedarf der Stadt die Begrenzung des Ma­
ßes der baul ichen Nutzung unter Berücksicht igung der Empfindl ichkeiten 
der Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen, Mensch und Gesundheit  sowie 
Landschaftsbi ld.  

Die Anlagen sol len so konzipiert  werden, dass sich die Baukörper in das 
Landschaftsbi ld einfügen und darüber hinaus keine erhebl ichen negat iven 
Umweltauswirkungen erzeugen. 

Zu den nördl ichen Erstaufforstungsf lächen wird der gemäß § 20 LWaldG M-
V gesetzl ich festgelegter Mindestabstand von 30 m zum Wald eingehalten. 

Abschl ießend sol l  nach der Real is ierungsphase des Solarparks das Gelände 
für Brutvögel,  Kleinsäuger und Insekten frei  zugängl ich sein, sodass mit  
den geplanten Festsetzungen eine natur- und siedlungsverträgl iche Nut­
zungsmischung aus der Erzeugung erneuerbarer Energien und der Schaf­
fung von Rückzugslebensräumen erreichbar wird. 

Die geplanten Invest i t ionen stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit  
einer posit iv zu erwartenden wirtschaft l ichen Entwicklung des Stadtgebie­
tes und der Erfül lung der umweltpol i t ischen Vorgaben der Bundesregie­
rung zur Optimierung der Erzeugung von erneuerbaren Energien. 
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6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Bei der geplanten Photovoltaikanlage handelt  es sich um l inienförmig an­
einandergereihte Module, die auf Gestel len mit  einer Neigungsausrichtung 
von ca. 25° gegen Süden platziert  werden. Der Abstand zwischen den Mo­
dulreihen ist  in Abhängigkeit  der Geländemodel l ierung, zur Vermeidung 
gegenseit iger Beschattung und einer Ausrichtung für eine opt imierte Son­
neneinstrahlung variabel zwischen 2 und 3 m. 

Die Distanz der Module von der Geländeoberkante (GOK) vari iert  ebenfal ls 
aufgrund ihrer Schrägstel lung, der Exposit ion nach Süden und der Gelän­
deform. Der Abstand wird ca. 2 m an der Rückseite betragen. 

Die Module werden zu Funkt ionseinheiten zusammengefasst.  Zur Aufstän-
derung und opt imierten Exposit ion der Module/Funkt ionseinheiten werden 
standardisierte, var iabel f ix ierbare Gestel le eingesetzt.  

Die einzelnen Tische werden auf Leichtmetal lpfosten montiert .  Diese wer­
den in den unbefest igten Untergrund gerammt. Durch die sogenannten 
Rammfundamente ist  eine nachhalt ige Versiegelung des Bodens nicht not­
wendig. 

Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt ,  welche gebün­
delt  an die Zentralwechselr ichter angeschlossen werden. 

Die Stadt Fr iedland nutzt die Mögl ichkeit ,  sonst ige Sondergebiete gemäß § 
11 Abs. 2 BauNVO auszuweisen, denn die beabsicht igte Art  der Nutzung 
mit  der Zweckbest immung „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strah­
l u n g s e n e r g i e "  w i r d  d u r c h  d i e  D e f i n i t i o n  d e r  B a u g e b i e t e  n a c h  d e n  § § 2 - 1 0  
BauNVO nicht gedeckt.  

Die Abführung der erzeugten elektr ischen Energie und die Einspeisung 
werden in Absprache mit  dem zuständigen Energieversorgungsunterneh­
men gesondert vertragl ich geregelt  und sind entsprechend nicht Gegen­
stand des vorl iegenden Bebauungsplans. 

Das Maß der baul ichen Nutzung wird über die Grundf lächenzahl (GRZ) und 
die Höhe der baul ichen Anlagen geregelt .  Der erforderl iche Flächenantei l  
des Baugrundstückes, der überbaut wird, r ichtet sich nach den Abmessun­
gen und der Anzahl der einzelnen Module sowie den nicht überbauten 
„verschatteten" Zwischenräumen. 

Man kann in der Praxis also davon ausgehen, dass ca. 50 % der Sonder­
gebietsf läche von den Modult ischen überstanden werden und aufgrund der 
Verschattungswirkung eine Freihaltef läche von 50 % der Fläche erforder­
l ich ist ,  um eine opt imale Energieausbeute erzielen zu können. 

Entsprechend wurde die Grundf lächenzahl (GRZ) abweichend von der für 
sonst ige Sondergebiete zur Verfügung stehenden Obergrenze auf 0,50 be­
grenzt.  
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Im Sinne des Minimierungsgebotes der erforderl ichen Eingri f fe in das 
Schutzgut Boden wurde durch den Investor eine Bauweise gewählt ,  die die 
maßgebenden Boden- und Lebensraumfunkt ionen auch unterhalb der Mo­
dult ische weitestgehend nicht beeinträcht igt .  

Mit  Hi l fe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Tei l  A der Tei l  
des Vorhabengrundstücks festgesetzt,  auf dem das zulässige Maß der bau­
l ichen Nutzung real is iert  werden darf .  

Zur Zahl der Vol lgeschosse (Z) sind keine Festsetzungen erforderl ich, wei l  
die Höhe baul icher Anlagen (H) in Metern über DHHN zur Best immung des 
Maßes der baul ichen Nutzung, insbesondere zur Vermeidung von unnöt i­
gen Beeinträcht igungen des Landschaftsbi ldes innerhalb der Planzeichnung 
Tei l  A festgesetzt wird. 

Für die geplanten Nebenanlagen wird nach derzeit igen Planungen des In­
vestors eine maximale Höhe von 4,50 m über Geländeoberkante nicht 
überschri t ten. Die Modult ische haben eine maximale Höhe von 2 m. 

Weitere mögl iche Festsetzungen zum Maß der baul ichen Nutzung sind 
nicht Gegenstand der Regelungsabsicht der Stadt Fr iedland. 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das sonst ige Sondergebiet „Energiegewinnung auf der Basis solarer 
Strahlungsenergie" (SO EBS) dient der Err ichtung und dem Betr ieb 
von großf lächigen Photovoltaikanlagen. Zulässig sind insbesondere 
Modult ische mit  Solarmodulen sowie die für den Betr ieb erforderl i ­
chen Nebenanlagen, Trafostat ionen, Umspannstat ionen, Wechsel­
r ichterstat ionen und Zaunanlagen. 

2. Die maximale Grundf lächenzahl ist  für das sonst ige Sondergebiet 
„Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie" (SO 
EBS) gemäß § 17 Absatz 1 BauNVO auf 0,50 begrenzt.  Eine Über­
schrei tung gemäß § 19 (4) S. 2 und 3 ist  ausgeschlossen. 

3. Die maximale Höhe baul icher Anlagen wird auf 4,5 m begrenzt.  Als 
unterer Bezugspunkt gi l t  das anstehende Gelände in Metern über 
DHHN 92. 
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6.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick­
lung von Boden, Natur und Landschaft 

Für das Vorhaben sind keine Versiegelungen notwendig. Aufgrund der Be­
schaffenheit  des Plangebietes ist  davon auszugehen, dass vorhabenbe­
dingt keine negat ive Beeinf lussung des Planungsraumes eintr i t t .  Über den 
Ausgleichsbezug des § la Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde über § 9 
Absatz 1 Nr. 20 BauGB die Mögl ichkeit ,  landschaftspf legerische Maßnah­
men bzw. Flächen zum Schutz, zur Pf lege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft  festzusetzen. 

Folgende Festsetzung wurde getroffen: 

1. Die mit  A gekennzeichneten Flächen zum Schutz, zur Pf lege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  ist  als Baumreihe zu 
erhalten. 

2. Innerhalb des Geltungsbereiches sind nicht bebaute Flächen als na­
turnahe Wiese zu entwickeln. Die Mahd dieser Flächen ist  unter Be­
rücksicht igung avi faunist ischer Anforderungen und den speziel len 
Anforderungen von Offenlandbrütern nicht vor dem 1. August eines 
Jahres zulässig. Der Einsatz von Dünge- und Pf lanzenschutzmit teln 
ist  unzulässig. 

6.4 Umweltprüfung 

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist  im Verfahren der Aufstel lung des Baulei tplans 
eine Umweltprüfung durchzuführen. Das Ergebnis ist  in dem Umweltbe­
r icht,  der ein gesonderter Tei l  der Begründung des Bebauungsplans ist ,  
darzustel len. 

Nach der frühzeit igen Betei l igung der Behörden und sonst iger Träger öf­
fent l icher Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB und einer entsprechenden 
Abst immung des Umfangs und Detai l l ierungsgrades der Umweltprüfung 
nach § 2 Absatz 4 BauGB erfolgt die Darstel lung der Ergebnisse im Um­
weltbericht.  

Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebl iche Beeinträcht i­
gungen der Umwelt  sowie deren Wechselwirkungen ermit tel t  werden. 

Das Vorhaben wird deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die 
Schutzgüter nach § 2a BauGB untersucht.  Aufgrund der Standortsi tuat ion 
und mögl icher Umweltwirkungen des Vorhabens wird insbesondere für die 
Schutzgüter Mensch/Siedlung, Geologie/Boden, Tiere/Pf lanzen und Land­
schaft  ein erhöhter Untersuchungsbedarf festgestel l t .  

Maßgebl ich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens 
sind die Real is ierung und der Betr ieb einer Frei f lächenphotovoltaikanlage 
einschl ießl ich der erforderl ichen Nebenanlagen. 
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Die Prüfung der Wirkung der geplanten Frei f lächen-Photovoltaikanlage auf 
die Schutzgüter des Untersuchungsraums ergab insgesamt, dass die 
Schutzgüter aufgrund der beschriebenen vorhabenbedingten Auswirkungen 
nicht erhebl ich oder nachhalt ig beeinträcht igt  werden. Neuversiegelungen 
sind für die Umsetzung des Vorhabens nicht erforderl ich. 

Der beschriebene Bauablauf lässt keine nachtei l igen und nachhalt igen 
Auswirkungen auf die Schutzgüter vermuten. 

Während der Betr iebsphase sind vorhabenbedingt keine Immissionswir­
kungen im Plangebiet vorhersehbar, die auch nur ansatzweise zu immissi-
onsschutzrecht l ichen Auswirkungen im Sinne von Überschrei tungen ge­
setzl ich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Umwelt als Summe der be­
schriebenen und bewerteten Schutzgüter konnte für dieses Vorha­
ben im Rahmen der Umweltprüfung nicht festgestellt werden. 

6.5 Verkehr 

Für die geplante Photovoltaik-Frei f lächenanlage ist  eine verkehrl iche Er­
schl ießung ausschl ießl ich in einem sehr begrenzten Umfang erforderl ich. 

Der Planungsraum wird ausgehend von der Straße Pleetzer Weg erschlos­
sen. 

Für die Bauphase wird sich hier ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch 
Lieferfahrzeuge und Montagepersonal nicht vermeiden lassen. 

Innerhalb der Betr iebsphase sind keine Einf lüsse auf das bestehende Ver­
kehrsaufkommen zu erwarten. 

7. Immissionsschutz 

Für den Geltungsbereich des vorl iegenden Bebauungsplans sind keine we­
sent l ichen Immissionswirkungen im Plangebiet vorhersehbar, die auch nur 
ansatzweise zu immissionsschutzrecht l ichen Auswirkungen im Sinne von 
Überschrei tungen gesetzl ich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte füh­
ren könnten. 

Blendwirkungen 

Nach dem derzeit igen Stand der Wissenschaft  t reten relevante Reflexionen 
und Blendwirkungen nur bei fest montierten Modulen in den Morgen- bzw. 
Abendstunden auf.  Der Einwirkungsbereich ist  auf die im Südosten und 
Südwesten angrenzenden Flächen begrenzt.  
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Bei Entfernungen zu den Modulen über 100 m sind die Einwirkungszeiten 
gering und beschränken sich auf wenige Tage im Jahr.1  

Da sich die nächstgelegenen Wohnnutzungen im Norden außerhalb des 
Einwirkungsbereichs der geplanten Frei f lächenphotovoltaikanlage bef in­
den, werden keine relevanten Blendwirkungen auftreten. 

Die Module sind in ihrer Oberf läche und Ausrichtung unabhängig davon so 
zu gestal ten, dass keine Blendwirkungen an bestehenden Straßen und We­
gen hervorgerufen werden. 

Betriebliche Lärmemissionen 

Im Nahbereich der Anlage können z. B. durch Wechselr ichter und Kühlein­
r ichtungen betr iebsbedingte Lärmemissionen entstehen. Um ausreichen­
den Schal lschutz zu gewährleisten, werden solche lärmrelevanten Anlagen 
mit  einem Mindestabstand von über 1 km zur nächstgelegenen Wohnbe­
bauung err ichtet.  

Betriebliche sonstige Emissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist  nicht vorgesehen. 

8. Wirtschaftliche Infrastruktur 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Kabel unter irdisch verlegt,  so 
dass es nicht zu Konfl ikten mit  der Flächennutzung kommt. 

Ein Anschluss an das Wasserver- und Abwasserentsorgungsnetz ist  nicht 
erforderl ich. 

Im Straßenfrontbereich bef inden sich 1-kV-Kabel der E.DIS AG. Diese Ka­
bel müssen für den Betr ieb zugängl ich bleiben und bei eventuel len Repara­
turen muss ggf.  auch grundstücksseit ig mit  entsprechender Tiefbautechnik 
gearbeitet werden können Unter Umständen muss auch ein Eingri f f  in die 
Zaumanlage vorgenommen werden. Für diese Arbeiten sind bei der Auf­
stel lung der Module entsprechende Abstände zu erhalten. 

Weitere Ver- und Entsorgungsmedien sind innerhalb des Geltungsberei­
ches nach derzeit igem Kenntnisstand nicht betroffen. 

8.2 Gewässer 

Innerhalb des Geltungsbereichs bef inden sich keine natür l ichen Oberf lä­
chengewässer. 

1 R. BORGMANN, Bayerisches Landesamt für Umwelt, Blendwirkungen durch Photovoltaikanlagen 
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Anfal lendes Niederschlagswasser kann weiterhin auf der Vorhabenfläche 
versickern. Eine Beeinträcht igung des Schutzgutes Wasser ist  nicht zu be­
fürchten, denn mit  dem Vorhaben werden keine Stoffe freigesetzt,  die die 
Qual i tät  von Grund- und Oberf lächenwasser beeinträcht igen können. 

8.3 Telekommunikation 
Im Planbereich bef inden sich in unmittelbarer Nähe Telekommunikat ionsl i ­
nien. Gemäß der Defini t ion aus DIN VDE 0800, Tei l  174-3 ist  der unmittel­
bare oder mit telbare Übertr i t t  von Strom aus Starkstromanlagen auf Bau­
tei le von Telekom-Anlagen auszuschl ießen. 

8.4 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass so­
wohl von den Baustel len als auch von den fert igen Objekten eine vol lstän­
dige geordnete Abfal lentsorgung erfolgen kann. 

Bei der Baudurchführung ist  durchzusetzen, dass der im Rahmen des Bau­
geschehens anfal lende Bodenaushub einer geordneten Wiederverwendung 
gemäß den Technischen Regeln der Mit tei lungen der Länderarbeitsgemein­
schaft  Abfal l  (LAGA) zugeführt  wird. 

Sol l ten während der Bauarbeiten erhebl iche organolept ische Auffäl l igkeiten 
im Baugrund festgestel l t  werden, so ist  gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz 
die Untere Bodenschutzbehörde zu verständigen. 

8.5 Brandschutz 
Die Gefahr des Entzündens der Module sowie der Gestel le besteht nicht.  
Mit  den geplanten Baumaterial ien ist  die Wahrscheinl ichkeit  eines Brand­
fal ls sehr gering. Dennoch sind Störfäl le durch Kurzschluss nicht vol lstän­
dig auszuschl ießen. 

Innerhalb des Trafos bef indet sich Öl,  von dem im Hinbl ick auf eine mögl i­
che Entzündung eine Brandgefahr ausgehen kann. 

Die Brandlast der übrigen in der Wechselr ichter-/Trafostat ion eingebauten 
Anlagentei le (Wechselr ichter etc.)  ist  ger ing, so dass für diese Anlagentei­
le von einer insgesamt geringen Brandintensität auszugehen ist ,  hierdurch 
ist  die Ausbreitung eines potenziel len Brandes nach außen auf die Frei f lä­
che nicht zu erwarten. 

Im Fal le eines Brandes kann die Stat ion somit kontrol l iert  abbrennen, oh­
ne dass ein Übergrei fen der Flammen auf die Frei f läche zu erwarten ist .  
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Die ört l iche Feuerwehr ist  mit  Fert igstel lung der Anlage mit  den Anlagen­
bestandtei len vertraut zu machen und in die Ört l ichkeit  sowie die für eine 
Brandbekämpfung relevanten Bestandtei le der Anlage einzuweisen. Al ler­
dings erfolgt die Brandbekämpfung keinesfal ls mit  Löschwasser, so dass 
entsprechend die Vorhaltung eines Löschwasservorrats nicht erforderl ich 
ist .  

Von öffent l ichen Verkehrsf lächen wird insbesondere für die Feuerwehr ein 
geradl iniger Zu- oder Durchgang zu rückwärt igen baul ichen Anlagen ge­
schaffen. 

9. Denkmalschutz 

9.1 Baudenkmale 
Innerhalb des Plangebietes bef inden sich keine Baudenkmale, die als 
Denkmal im Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern eingetragen und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten 
sind. 

9.2 Bodendenkmale 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 33 „Photovoltaikanlage Ge­
treidewirtschaft  am Pleetzer Weg" sind Bodendenkmale bekannt.  Deren 
Veränderung oder Beseit igung gemäß § 7 Abs. 1 DSchG M-V einer Geneh­
migung der Unteren Denkmalschutzbehörde oder bei einer nach anderen 
öffent l ich recht l ichen Vorschri f ten erforderl ichen Genehmigung /Erlaubnis 
gemäß § 7 Abs. 6 DSchG M-V des Einvernehmens des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpf lege bedarf.  

Die Genehmigung kann ertei l t  werden bzw. das Einvernehmen kann herge­
stel l t  werden, sofern vor Beginn jegl icher Erdarbeiten die fachgerechte 
Bergung und Dokumentat ion der Bodendenkmale sichergestel l t  wird. Über 
die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentat ion 
der Bodendenkmale ist  das Landesamt für Kultur und Denkmalpf lege 
rechtzeit ig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterr ichten. Die anfal lenden 
Kosten für die Bergung und Dokumentat ion hat gemäß § 6 Abs. 5 DSchG 
M-V der Verursacher des Eingri f fs zu tragen. 
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10. Umsetzung des Bebauungsplans 

Hin weise 

•  Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Bodendenkmale be­
kannt.  

Die Veränderung oder Beseit igung der Bodendenkmale ist  genehmi­
gungsbedürft ig.  Gemäß § 7 Abs. 1 DSchG M-V ist  die untere Denk­
malschutzbehörde bzw. gemäß § 7 Abs. 6 DSchG M-V die nach ande­
ren öffent l ich-recht l ichen Vorschri f ten zuständige Behörde Genehmi­
gungsbehörde. Die Genehmigung kann ertei l t  werden bzw. das Ein­
vernehmen des Landesamtes für Kultur und Denkmalpf lege kann 
hergestel l t  werden, sofern vor Beginn jegl icher Erdarbeiten deren 
fachgerechte Bergung und Dokumentat ion sichergestel l t  wird. Über 
die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Doku­
mentat ion der Bodendenkmale ist  das Landesamt für Kultur und 
Denkmalpf lege rechtzeit ig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterr ich­
ten. 

•  Sol l te bei den Umbauarbeiten Abfäl le aus der Produkt ion und Lage­
rung oder in anderer Weise der Verdacht auf Alt lasten oder schädl i­
che Bodenveränderungen entstehen, schl ießt das die Entsor­
gung/Sanierung durch den Bauherrn und auch die Informations­
pf l icht an das Umweltamt des Landkreises ein. Ausgleichsmaßnah­
men, die den Bereich des BBodSchG berühren, sind mit  der unteren 
Bodenschutzbehörde des Landkreises MSE abzust immen. 

Kosten 

Der Investor verpf l ichtet sich im Rahmen eines städtebaul ichen Vertrags 
zur Übernahme sämtl icher Planungskosten Negative f inanziel le Auswirkun­
gen sind für die Stadt Fr iedland damit nicht vorhersehbar. 
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